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A. Staatskanzlei

Vertretung des Landes Niedersachsen

Gem. RdErl. d. StK u. samtl. Min. v. 4. 3. 2011
— 201-01461/03 —

— VORIS 20120 —

Bezug: Gem. RdErl. v. 16. 11. 2004 (Nds. MBL. S. 772), zuletzt gedn-
dert durch Gem. RdErl. v. 12. 10. 2010 (Nds. MBI. S. 1043;
Nds. Rpfl. 2011 Nr. 1, S. 11)
— VORIS 20120 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 1. 2011 wie folgt
gedndert:

1. Abschnitt IIT Nr. 1 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
a) Die Buchstaben e und f erhalten folgende Fassung:

»e) das Landesamt fiir Geoinformation und Landent-
wicklung Niedersachsen in Grundstiicksangelegen-
heiten der Amter fiir Landentwicklung,

f) das Landesamt fiir Geoinformation und Landent-
wicklung Niedersachsen fir sémtliche moor- und
doménenfiskalische ~Grundstiicksangelegenheiten
einschlieflich der von der Staatlichen Moorverwal-
tung und der Doménenverwaltung betreuten Flachen
der Naturschutzverwaltung sowie fiir den landwirt-
schaftlichen Grundbesitz der Stiftung Braunschwei-
gischer Kulturbesitz, Teilvermogen Braunschweig-
Stiftung und Braunschweigischer Vereinigter Klos-
ter- und Studienfonds.”

b) Buchstabe g wird gestrichen.

c) In Satz 2 werden die Worte ,,Buchstaben c bis g“ durch
die Worte ,,Buchstaben c bis {* ersetzt.

2. Abschnitt IV Buchst. B wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 7 erhilt folgende Fassung:

7. das Landesamt fiir Geoinformation und Landent-
wicklung Niedersachsen,*.

b) Nummer 8 wird gestrichen.
c¢) Nummer 9 erhilt folgende Fassung:
9. die Landesaufnahmebehorde Niedersachsen,.

d) In der Nummer 11 werden die Worte , Niedersédchsi-
sche Landeskrankenhaus Moringen“ durch die Worte
,Mafregelvollzugszentrum Niedersachsen” ersetzt.

e) Nummer 14 erhilt folgende Fassung:

»14. das Niedersichsische Landesinstitut fir schuli-
sche Qualitdtsentwicklung,”.

f) Die Nummern 15 und 31 werden gestrichen.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 230

B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Ubersicht iiber Daten der
Haushaltswirtschaft fiir Kommunen;
Neues Kommunales Rechnungswesen (NKR)

RdErl. d. MI v. 8. 2. 2011 — 33.1-10300/3 —

— VORIS 20300 —

Bezug: a) RAErl. v. 2. 9. 1976 (Nds. MBI. S. 1664), zuletzt gedndert
durch RdErl. v. 16. 10. 1995 (Nds. MBI. S. 1220)
— VORIS 20300 03 04 30 003 —
b) RdErl. v. 22. 10. 2008 (Nds. MBI. S. 1149)
— VORIS 20300 —

Die Genehmigung der im Rahmen der Haushaltssatzung
festgesetzten Gesamtbetrdge der Kreditaufnahmen und Ver-
pflichtungserméchtigungen geméaf} § 92 Abs. 2 NGO erfordert
eine Beurteilung der finanziellen Leistungsfidhigkeit der Kom-
munen nach § 23 GemHKVO.

Fiir Kommunen, die bereits auf das Neue Kommunale
Rechnungswesen (NKR) umgestellt haben, ist der Bezugser-
lass zu a nicht mehr anzuwenden. Diese Kommunen werden
gebeten, kiinftig den Aufsichtsbehérden zusammen mit der
Haushaltssatzung eine Ubersicht vorzulegen, die die in der
Anlage 1 aufgefiihrten Daten und Kennzahlen enthilt. Dies
gilt auch fir Nachtragssatzungen, soweit sich durch den
Nachtrag die Daten der Ubersicht dndern.

Die Kennzahlen sind fiir die in der Anlage 1 angegebenen
Haushaltsjahre darzustellen. Bezugsjahr ist das Haushaltsjahr,
in dem die Haushaltssatzung oder Nachtragssatzung gelten
soll. Liegt bei Erstellung einer Haushaltssatzung oder Nach-
tragssatzung bereits der Jahresabschluss fir das vorhergehen-
de Haushaltsjahr vor, so sind die Zahlen des Jahresab-
schlusses anstelle des Haushaltsplanes zu berticksichtigen.
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Auf Nummer 1.4.1 des Bezugserlasses zu b wird hingewie-
sen. Die Kennzahlen dienen als zusatzliche Informations- und
Beurteilungsgrundlage im Rahmen von Haushaltsgenehmi-
gungsverfahren. Bei der Interpretation der Kennzahlen ist auf
die individuelle Lage der jeweiligen Kommune abzustellen. Es
ist u. a. zu berticksichtigen, dass der Umfang der Ausgliede-
rungen in der Kommune, die Inanspruchnahme von Fremd-
erledigungen sowie die unterschiedlichen Aufgabenvertei-
lungen zwischen Gemeinden und Landkreisen die Aussage-
kraft und Vergleichbarkeit der Kennzahlen beeinflussen und
beeintrachtigen konnen. Die Kennzahlen und allgemeinen
Hinweise zum Umgang mit den Kennzahlen sind der Anlage 2
zu entnehmen.

Die Kommunen kénnen eine eigene Ubersicht, ggf. auf Ba-
sis ihrer Buchfiihrungssoftware erstellen, sofern diese die in
der Anlage aufgefiihrten Daten und Kennzahlen in gleicher
Reihenfolge und Zusammensetzung enthilt.

Dieser RdETrl. tritt am 23. 3. 2011 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2016 aufier Kraft.

An die
Gemeinden, Samtgemeinden, Landkreise und Region Hannover

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 230
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Anlage 1

Ubersicht iiber Daten der Haushaltswirtschaft fiir Kommunen;

Allgemeine Angaben:
Kommune:

NKR fiir das Haushaltsjahr 20..

Einwohnerzahl (Stichtag 30. 6. des 1fd. Jahres):

Ergebnishaushalt und -planung

2. Vorjahr

1. Vorjahr Haushaltsjahr

1. Folgejahr 2. Folgejahr 3. Folgejahr

Gesamtertrdge*):

Gesamtaufwendungen*):

Gesamtergebnis*):

*) Ordentlich und auflerordentlich.

Schuldenlage und -entwicklung:

2. Vorjahr

1. Vorjahr Haushaltsjahr

oy

. Folgejahr 2. Folgejahr 3. Folgejahr

Liquiditatskreditstand*)
zum 31. 12.:

investiver Kreditstand
zum 31. 12.:

Kreditaufnahme im 1fd. Jahr
(ohne Umschuldung):

Tilgung im Ifd. Jahr
(ohne Umschuldung):

Neuverschuldung
im 1fd. Jahr:

*) Laut Meldung fur die Kassenstatistik; in Folgejahren zuziiglich Zeile 37 im Finanzhaushalt.

Bilanz:

Letzte vorliegende Schlussbilanz
vom 31.12.....7)

Vorletzte vorliegende Schlussbilanz
vom 31.12.....7)

Nettoposition gesamt*):

Sollfehlbetrag aus kameralem
Abschluss*):

Jahresergebnis**):

*) Vom Rechnungspriifungsamt geprifte Bilanz.
**) Quelle: Bilanz, Zeilen 1, 1.1.2 und 1.3.

Erginzende Informationen:

Vorjahr 2. Vorjahr

3. Vorjahr

erhaltene Bedarfszuweisungen*):

*) Einzahlungen.

Haushaltsjahr

Landesdurchschnitt
der Gemeindegrofienklasse

Hebesatz Grundsteuer A

Hebesatz Grundsteuer B

Hebesatz Gewerbesteuer

Durchschnittswert der letzten drei Jahre
... bis ...

Durchschnittswert der Vergleichsgruppe
... bis ...

Steuereinnahmekraft
je Einwohnerin oder Einwohner*)

zum 31. 12. ....

Durchschnittswert der
Vergleichsgruppe
zum 31. 12.

Investive Verschuldung
je Einwohnerin oder Einwohner*)

*) Quelle: www.lskn.niedersachsen.de > Statistik > Veroffentlichungen > Statistische Berichte > L II 8, L I 9 Gemeindeergebnisse der
Finanzstatistik > 1.1 (Spalte Schuldenstand insgesamt am 31. 12.) bzw. A1 bis A3 > Downloads und Informationen aus den statistischen
Fachbereichen > Offentlicher Sektor > Steuereinnahmekraft in Niedersachsen.
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Kennzahlen:

Kennzahl Ergebnis

Steuerquote:

Allgemeine Umlagequote:

Zuschussquote an verbundene
Unternehmen, Sondervermogen und
Beteiligungen:

Personalintensitat:

Abschreibungsintensitét:

Zinslastquote:

Liquiditatskreditquote:

Reinvestitionsquote:

Verschuldungsgrad:

Anlage 2

Ubersicht iiber Daten der Haushaltswirtschaft fiir Kommunen;
NKR fiir das Haushaltsjahr 20..

Zum Umgang mit den Kennzahlen im NKR

Die Kommunalaufsichtsbehérden haben insbesondere im
Rahmen der Anzeige- und Genehmigungspflichten die Aufga-
be, anhand der vorgelegten Haushaltssatzungen das Handeln
der Kommunen auf die Rechtméfigkeit zu tiberpriifen und
Grundsitze einer geordneten Haushaltswirtschaft sowie die
dauernde Leistungsfahigkeit der Kommune zu beurteilen.
Durch die aufsichtsrechtliche Priifung soll neben der Einhal-
tung des haushaltsrechtlichen Rahmens auch eine nachhalti-
ge Haushaltswirtschaft der Kommunen erreicht werden. Ziel
ist es, Gefdhrdungen der geordneten Haushaltswirtschaft und
Risiken fur ihre Zukunft mithilfe der aufsichtsrechtlichen
Prifung frithzeitig zu erkennen.

Kennzahlen stellen in diesem Zusammenhang Zahlen dar,
die in aggregierter Form tber relevante Sachverhalte und Ent-
wicklungen informieren. Als ihre Wesensmerkmale sind dem-
gemidfl der Informationscharakter, die quantitative Form
iowie die spezifische, verdichtete Art der Information anzuse-

en.

Die hier beschriebenen Kennzahlen sollen eine Bewertung
des jeweiligen Kommunalhaushalts und der wirtschaftlichen
Lage jeder Kommune nach einheitlichen Kriterien vereinfa-
chen. Neben den bisherigen Instrumenten dienen sie den
Kommunalaufsichtsbehérden zusétzlich zur Beurteilung der
kommunalen Haushalte.

Bei Anwendung der Kennzahlen ist zu berticksichtigen,
dass sie sich nur auf einen Ausschnitt aus der Realitét fokus-
sieren. Die Bildung und Auswertung von Kennzahlen lédsst
sich daher als spezifische Form einer Modellanalyse interpre-
tieren, bei der vereinfachende Annahmen getrotfen werden,
die die Aussagekraft einschrinken konnen. Einzelne Kenn-
zahlen und daraus abgeleitete Beurteilungen kénnen eine ge-
ringe Aussagekraft haben, da moglicherweise relevante
Einflussgréfien, Zusammenhédnge und Ursachen nicht bertick-
sichtigt werden. Interkommunale Vergleiche sind auch auf
der Basis von Kennzahlen nur mit Einschrankungen méglich,
da die kommunale Landschaft zu unterschiedlich ausgepragt
ist:

— Unterschiedlich einwohnerstarke Kommunen sind nicht
direkt vergleichbar, weil sie je nach Grofie mehr oder we-
niger Aufgaben wahrnehmen. In den grofien Stéddten kon-
zentrieren sich zentralortliche Einrichtungen (Theater,
Museen usw.), die auch von den Bewohnerinnen und Be-
wohnern des Umlandes mitgenutzt werden. Entsprechend
sind die Aufwendungen in den zentralen Orten hoher als
in den kleineren Gemeinden.

— Gleiches gilt fiir den Vergleich von kreisfreien, groflen
selbstdndigen, selbstindigen und den iibrigen kreisange-
horigen Gemeinden. Sie sind nicht unmittelbar vergleich-
bar, da sie zu unterschiedliche Aufgaben wahrnehmen.

— Auch bei Gemeinden mit gleicher Grofle und gleichem
Status ergeben sich z. T. signifikante Unterschiede, die
sich einerseits aus der unterschiedlichen Aufgabenvertei-
lung zwischen den Landkreisen/der Region Hannover und
den kreis- oder regionsangehorigen Gemeinden (insbeson-
dere bei den Schulen) ergeben. Andererseits gibt es erhebli-
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che Differenzen, die aus der Eigen- bzw. Fremderledigung
von Aufgaben (insbesondere bei den Kindertagesstitten)
resultieren.

— Dariiber hinaus ist zu berticksichtigen, dass die Kommu-
nen in sehr unterschiedlichem Ausmaf} Ausgliederungen
vorgenommen haben, sodass der Kernhaushalt nur noch
eine begrenzte Aussagefihigkeit beinhalten kann. Insbe-
sondere in groferen Kommunen kann ein wesentlicher
Teil des Personals, der Investitionen und der Schulden in
diesen ,,Auslagerungen” gefunden werden. Entsprechend
niedriger sind die Merkmalsausprdgungen in den Kern-
haushalten.

Bei der Auswertung der Kennzahlen ist daher darauf zu
achten, dass diese nur im Zusammenhang mit anderen Kenn-
zahlen und weiteren Informationen interpretiert werden. Die
auftretenden Unterschiede sind in einem ersten Schritt zu er-
klaren und erst anschlieffend zu bewerten. Nur so sind belast-
bare Aussagen iiber einen Haushalt moglich und gleichzeitig
wird so der Gefahr von Fehlinterpretationen vorgebeugt.

Dariiber hinaus empfiehlt es sich, Zeitreihen fiir die einzel-
nen Kommunen zu bilden und zu bewerten. Hieraus kénnen
spezifische Erkenntnisse fur die mittel- und langfristige Ent-
wicklung gewonnen werden.

Der Nutzen von Kennzahlen liegt in einer standardisierten
Interpretationshilfe fiir den kommunalen Haushalt. Dadurch
lassen sich unter Zuhilfenahme weiterer Informationen zeit-
nah tragfihige Aussagen tber einen kommunalen Haushalt
machen.

Kennzahlen

Kennzahl Steuerquote

Ermittlung = Steuerertrdge und dhnliche Abgaben
* 100 / ordentliche Gesamtaufwen-
dungen

Datenherkunft = Zeile 1 * 100 / Zeile 21 des Ergebnis-
haushalts (Muster 6) bzw. Zeile 20
der Ergebnisrechnung (Muster 11)

Zeitlicher Bezug | Haushaltsplan fir das Haushaltsjahr, in
welchem die Haushaltssatzung gelten
soll; Haushaltsplan fiir das vorherige
Jahr; Jahresabschluss des zwei Jahre zu-

riickliegenden Haushaltsjahres

Aussage Die Steuerquote gibt an, zu welchem
Teil sich die Gemeinde im Haushaltsjahr
selbst” finanzieren kann. Die Kennzahl
gibt dabei eine Tendenz an, inwieweit
die Kommune in der Zukunft in der Lage
ist, ihre Aufgaben aus eigener Kraft zu
erfullen.

Bei Landkreisen, der Region Hannover und Samtgemein-
den, denen Steuern nicht in einem Umfang wie den Gemein-
den zuflieen, ist die Steuerquote durch eine ,Allgemeine
Umlagenquote” zu ersetzen.

Kennzahl Allgemeine Umlagequote

Ermittlung = Umlagen * 100 / ordentliche Gesamt-

aufwendungen

Datenherkunft = X Kontenart 318 * 100 / Zeile 20 der
Ergebnisrechnung (Muster 11)

Zeitlicher Bezug | Jahresabschluss bzw. Ergebnisse des
zwei Jahre zurtickliegenden Haushalts-

jahres

Aussage Die allgemeine Umlagequote gibt an, zu
welchem Teil sich die Kommune ,,selbst“
durch Umlagen finanzieren kann. Im
Ubrigen gilt die gleiche Aussage wie bei

der Steuerquote.

Kennzahl Zuschussquote an verbundene Unternehmen,

Sondervermoégen und Beteiligungen

Ermittlung = Verlustausgleichszahlungen an kom-
munale Unternehmen * 100 / ordent-
liche Aufwendungen

Datenherkunft = X Konto 4315 * 100 / Zeile 21 der Er-
gebnisrechnung (Muster 11)
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Kennzahl Zuschussquote an verbundene Unternehmen, Kennzahl Liquiditatskreditquote
Sondervermogen und Beteiligungen - - — -
Ermittlung = Hohe der Liquiditdtskredite * 100 /

Zeitlicher Bezug Jahresabschluss bzw. Ergebnisse des Einzah]ungen aus laufender Verwal-
zwei Jahre zurtickliegenden Haushalts- tungstatigkeit
jahres
] Datenherkunft Siehe Ubersicht Daten der Haushalts-

Aussage Die Zuschussquote an verbundene Un- wirtschaft — Schuldenlage und Ent-
ternehmen, Sondervermégen und Betei- wicklung / Zeile 10 der Finanzrechnung
ligungen gibt an, welchen Anteil Zu- (Muster 12)
schusszahlungen an Unternehmen, Son-
dervermoégen und Beteiligungen der Zeitlicher Bezug | Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr, in
Kommune an den ordentlichen Aufwen- welchem die Haushaltssatzung gelten
dungen ausmachen. Bei der Interpretati- soll (vgl. Ubersicht tiber Daten der Haus-
on der Kennzahl ist der Umfang der haltswirtschaft); Haushaltsplan fiir das
Ausgliederungen zu berticksichtigen. vorherige Jahr; Jahresabschluss des zwei

Jahre zurtickliegenden Haushaltsjahres
Aussage Die Liquiditdtskreditquote gibt an, in
Kennzahl Personalintensitat welchem Verhéltnis die Einzahlungen
aus laufender Verwaltungstitigkeit zu-

Ermittlung = Personalaufwendungen * 100 / ordent- einander stehen. Je hoher die Kennzahl

liche Aufwendungen ist, desto grofer ist das Risiko einer mog-
- - - lichen Zahlungsunfihigkeit der Gemein-
Datenherkunft = Zeile 13 * 100 / Zeile 21 des Ergebnis- de.
haushalts (Muster 6) bzw. der Ergeb-
nisrechnung (Muster 11)

Zeitlicher Bezug | Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr, in Kennzahl Reinvestitionsquote
welchem die Haushaltssatzung gelten . _ . I, - :
soll; Haushaltsplan fiir das vorherige Ermittlung = Eruttomvesftltslon}fn 100 / Absgh;el-
Jahr; Jahresabschluss des zwei Jahre zu- urtlgqnuauv achverinogen und lm-
riickliegenden Haushaltsjahres materielles Vermogen

: : e Datenherkunft = Zeile 31 der Finanzrechnung (Muster

Aussage Die ,,Personalintensitit” gibt an, welchen .

Anteil die Personalaufwendungen an 12) *100/3 Kontenart 471
den ordentlichen Aufwendungen aus- Zeitlicher Bezug | Jahresabschluss bzw. Ergebnisse des
machen. Die Kennzahl gibt Auskunft zwei Jahre zuriickliegenden Haushalts-
dariiber, in welchem Umfang Mittel jetzt jahres
und voraussichtlich auch in der Zukunft
fir -Personalausgaben gebunden ~sind Aussage Die Kennzahl gibt an, ob die Investitio-
und anderweitig nicht zur Verfiigung nen im Haushaltsjahr ausgereicht haben,
stehen. um den Wertverlust des Anlagevermo-
gens durch Abschreibungen auszuglei-
chen. Um eine dauerhafte Aufgabener-
filllung in gleicher Qualitit zu gewdhrleis-
Kennzahl Abschreibungsintensitt ten, wird z. T. eine Quote von 100 v. H. fiir
: : erstrebenswert gehalten. Bei einer Quote
Ermittlung - ]ahresabschr_elbungelll auf Sachver- unter 100 v. H.gwerden geringere NQeuin—
ini)ggr} uréd ltqun}llat(Xleflles Xermogen vestitionen getétigt, als durch Abschrei-
ordentliche Autwendungen ben verbraucht werden. Im Ergebnis

Datenherkunft = X Kontenart 471 * 100 / Zeile 21 der miissen die Abschreibungen gedeckt

Ergebnisrechnung (Muster 11) werden bzw. darf das Eigenkapital nicht
sinken.

Zeitlicher Bezug | Jahresabschluss bzw. Ergebnisse des Bei der Interpretation dieser Kennzahl
zwei Jahre zuriickliegenden Haushalts- sind ggf. Ausgliederungen, Rationalisie-
jahres rungsetfekte, Erweiterungen des Vermo-

- - - gens infolge von Aufgabeniibertragun-

Aussage Die Kennzahl zeigt an, in welchem Um- gen, gezielte Vermogensverduflerungen
fang qle Kommune durch die Nutzung (oder gezielt unterbleibende Reinvesti-
Vermogens belastet wird. tionen) infolge wegfallender Aufgaben,

verstdarktes Leasing sowie der demogra-
fische Wandel zu berticksichtigen.
Kennzahl Zinslastquote
Ermittlung = Zinsaufwendungen * 100 / ordentli- Kennzahl Verschuldungsgrad
che Aufwendungen Ermittlung = Schulden inklusive Riickstellungen /
Bilanzsumme
Datenherkunft = Zeile 17 *100 / Zeile 21 des Ergebnis-
haushalts (Muster 6) bzw. der Ergeb- Datenherkunft = Zeilen 2 + 3 Passiva / Bilanzsumme
nisrechnung (Muster 11) der Bilanz (Muster 15)

Zeitlicher Bezug | Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr, in zeitlicher Bezug | Jahresabschliisse, Zeitreihe ab Eroffnungs-
welchem die Haushaltssatzung gelten bilanz
soll; Haushaltsplan fiir das vorherige - - -
Jahr; Jahresabschluss des zwei Jahre zu- Aussage Der Verschuldungsgrad zeigt die Relati-
riickliegenden Haushaltsjahres on von Nettoposition zur Bilanzsumme

an und gibt damit Auskunft tber die Fi-

Aussage Die Kennzahl ,Zinslastquote“ gibt die nanzierungsstruktur. Durch die Aufnah-

anteilsméflige Belastung der Gemeinde
durch Zinsaufwendungen an. Hohe
Zinslastquoten haben eingeschriankte
Handlungsmoglichkeiten der Gemein-
den im Haushaltsjahr und voraussicht-
lich auch in der Zukunft zur Folge.

me von Krediten bzw. die Bildung von
Rickstellungen erhoht sich der Ver-
schuldungsgrad. Grundsitzlich gilt: je
hoéher der Verschuldungsgrad, desto ab-
hangiger ist die Kommune von Gldubi-
gern.
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Anerkennung der Horst-Gebers-Stiftung
Bek.d. MI v. 9. 3. 2011 — RV LG.06-11741/429 —

Mit Schreiben vom 9. 3. 2011 hat das MI (Regierungsvertre-
tung Liineburg) als zustdndige Stiftungsbehérde gemafl § 3
NStiftG vom 24. 7. 1968 (Nds. GVBL. S. 119), zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 23. 11. 2004 (Nds. GVBI. S. 514), die Horst-
Gebers-Stiftung mit Sitz in Celle aufgrund der vom Nachlass-
gericht eroffneten Testamente der Stifterin vom 3. 6. und
29.7.2009 und der am 4. 3. 2011 vom Testamentsvollstrecker
unterzeichneten Fassung der Stiftungssatzung gemafs § 80 BGB
als rechtsfahig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Férderung des Sports in der Form
des Springreitens.
Die Anschrift der Stiftung lautet:
Horst-Gebers-Stiftung
¢/o Howeler/Rischmann und Partner GbR
Waisenhausdamm 8—11
38100 Braunschweig.
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C. Finanzministerium

Religionsgemeinschaften, fiir die eine Kirchensteuer
als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben wird

Bek. d. MF v. 2. 3. 2011 — S 2447-81-334 —
Bezug: Bek. v. 25. 3. 2009 (Nds. MBL. S. 429)

Nach § 13 a Abs. 1 KiStRGi. V. m. § 51 a Abs. 2 ¢ EStG wird
die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer vom
Kirchensteuerabzugsverpflichteten auf schriftlichen Antrag
des Kirchensteuerpflichtigen einbehalten. Kirchensteuerab-
zugsverpflichtete mit Betriebsstétte in Niedersachsen behal-
ten dabei Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer
auch fiir Kirchensteuerpflichtige ein, die ihren Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt auflerhalb Niedersachsens haben
und dort einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft ange-
héren. Voraussetzung hierftr ist, dass die Betriebsstéttenbe-
steuerung vom MF fiir die auflerhalb des Landes Nieder-
sachsen ansissige Religionsgemeinschaft nach § 13 a Abs. 2
KiStRG bestimmt wurde.

Fir die folgenden Religionsgemeinschaften ist der Kirchen-
steuerabzug als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer vom Kir-
chensteuerabzugsverpflichteten am Ort der Betriebsstitte
vorzunehmen, wenn der Kirchensteuerpflichtige bei diesem
einen Antrag nach § 51 a Abs. 2 ¢ Satz 1 EStG gestellt hat:

Evangelische Kirche

Evangelische Landeskirche Anhalts
Evangelische Landeskirche in Baden
Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern

Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg — schlesische Ober-
lausitz

Bremische Evangelische Kirche

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau
Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
Lippische Landeskirche
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs
Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche
Evangelische Kirche der Pfalz

Pommersche Evangelische Kirche
Evangelisch-reformierte Kirche

Evangelische Kirche im Rheinland
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens
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Evangelische Kirche von Westfalen
Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg

Romisch-Katholische Kirche
Diozese Aachen

Divzese Augsburg
Erzdiozese Bamberg
Erzditzese Berlin
Ditzese Dresden-Meifien
Diozese Eichstétt

Diozese Erfurt

Diozese Essen

Erzdiozese Freiburg
Diozese Fulda

Diozese Gorlitz
Erzdiozese Hamburg
Erzdiozese Koln

Diozese Limburg

Ditzese Magdeburg
Diozese Mainz
Erzdiozese Miinchen und Freising
Diozese Miinster
Erzdiozese Paderborn
Diozese Passau

Di6zese Regensburg
Di6zese Rottenburg-Stuttgart
Di6zese Speyer

Diozese Trier

Ditzese Wiirzburg

Alt-Katholische Kirche
Landessynodalrat der Alt-Katholischen Kirche in Baden-
Wiirttemberg

Landessynodalrat der Alt-Katholischen Kirche im Freistaat
Bayern

Landessynodalrat der Alt-Katholischen Kirche in Hessen

Gemeindeverband der Alt-Katholischen Pfarrgemeinden in
Nordrhein-Westfalen

Alt-Katholischer Gemeindeverband Rheinland-Pfalz
Alt-Katholische Kirchengemeinde Berlin
Alt-Katholische Kirchengemeinde Hamburg
Alt-Katholische Kirchengemeinde Saarland
Alt-Katholische Kirchengemeinde Schleswig-Holstein

Jiidische Landesverbinde/Gemeinden

Israelitische Religionsgemeinschaft Baden

Israelitische Religionsgemeinschaft Wiirttemberg
Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden in Bayern
Landesverband der Jiiddischen Gemeinden in Hessen
Landesverband der Jiidischen Gemeinden von Nordrhein
Landesverband der Jiidischen Gemeinden von Westfalen-Lippe
Synagogen-Gemeinde Koln

Synagogengemeinde Saar

Jiidische Gemeinde in Hamburg

Jiidische Gemeinde Frankfurt am Main

Jiidische Kultusgemeinde Koblenz

Jiidische Kultusgemeinde Bad Kreuznach

Freireligiose Gemeinden

Freireligiose Gemeinde Mainz
Frei-Religiose Gemeinde Offenbach
Freireligiose Landesgemeinde Baden
Freireligiose Landesgemeinde Pfalz
Freie Religionsgemeinschaft Alzey.
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Zusétzlich wird darauf hingewiesen, dass auch fiir die im
Land Niedersachsen anséssigen Religionsgemeinschaften eine
Abzugsverpflichtung fiir die auf die Kapitalertrage entfallende
Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer besteht.
Dies sind folgende Religionsgemeinschaften:

Evangelische Kirche

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers
Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schaumburg-Lippe
Evangelisch-reformierte Kirche

Roémisch-Katholische Kirche

Diozese Hildesheim

Diozese Osnabriick

Offizialat Vechta der Di6zese Miinster

Alt-Katholische Kirche
Alt-Katholische Kirchengemeinde Hannover-Niedersachsen.

Diese Bek. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2011 in Kraft. Gleich-
zeitig wird die Bezugsbekanntmachung aufgehoben.
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Kirchensteuerabzug vom Arbeitslohn

Bek. d. MF v. 3. 3. 2011 — S 2442-25-334 —
Bezug: Bek. v. 25. 3. 2010 (Nds. MBL. S. 490)

Nach § 12 Abs. 7 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBI.
S. 281), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 10. 12. 2008 (Nds.
GVBL. S. 396), wird bekannt gegeben:

Die Bezugsbekanntmachung gilt fir das Kalenderjahr 2011
mit der Maflgabe fort, dass in Nummer 1 die Jahreszahl
,2010“ durch die Jahreszahl ,, 2011 ersetzt wird.
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H. Ministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft,
Verbraucherschutz und Landesentwicklung

Erlaubnis zum Betrieb von Ortlichkeiten
zur Vermittlung von Pferdewetten

Bek. d. ML v. 10. 3. 2011 — 103-12256/4-61 —

Gemdfl dem Rennwett- und Lotteriegesetz wurde der
MoneyBet GmbH, vertreten durch Herrn Jan Urbansky, die Er-
laubnis erteilt, bis zum 31. 12. 2011 jeweils in

31061 Alfeld, Holzer Strafie 30,

38114 Braunschweig, Celler Strafle 110,
38112 Braunschweig, Altstadtring 25,
30625 Hannover, Kirchroder Strafie 2,
30179 Hannover, Vahrenheider Markt 4,
31134 Hildesheim, Bahnhofsallee 30,
30880 Laatzen, Hildesheimer Straf3e 44,
29378 Wittingen, Lange Strafle 29,
38440 Wolfsburg, Poststrafle 35, und
38442 Wolfsburg, Kampstrafle 13,

eine Annahmestelle fiir die Vermittlung von Pferdewetten in
in- und ausldndische Totalisatoren zu betreiben.

— Nds. MBL Nr. 12/2011 S. 235

K. Ministerium fiir Umwelt und Klimaschutz

Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie
und der EG-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie;
Flussgebietsgemeinschaft Weser

RdErl. d. MU v. 1. 3. 2011 — 11-01224-00300-03 —

— VORIS 28200 —

Bezug: RdErl. v. 23. 9. 2003 (Nds. MBL. S. 682), gedndert durch
RdExl. v. 5. 11. 2004 (Nds. MBL. S. 819)
— VORIS 28200 —

1. Zur Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europdi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. 10. 2000 zur Schaf-
fung eines Ordnungsrahmens fir Mafinahmen der Gemein-
schaft im Bereich der Wasserpolitik (ABL. EG Nr. L 327 S. 1),
zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2009/31/EG des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. 4. 2009 (ABl. EU
Nr. L 140 S. 114), und zur Umsetzung der Richtlinie 2007/60/EG
des Europédischen Parlaments und des Rates vom 23. 10. 2007
iiber die Bewertung und das Management von Hochwasserri-
siken (ABL EU Nr. L 288 S. 27) und auf der Grundlage von § 3
NWG vom 19. 2. 2010 (Nds. GVBL. S. 65), gedndert durch Ver-
ordnung vom 22. 6. 2010 (Nds. GVBL. S. 258), haben der Frei-
staat Bayern, die Freie Hansestadt Bremen, die Lander Hessen,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und
der Freistaat Thiiringen die in der Anlage abgedruckte Ver-
waltungsvereinbarung geschlossen. Sie ist am 19. 8. 2010 in
Kraft getreten.

2. Die Aufgaben der Geschiiftsstelle fiir die Flussgebietsge-
meinschaft Weser obliegen dem NLWKN.

3. Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 19. 8. 2010 in Kraft.
Gleichzeitig wird der Bezugserlass aufgehoben.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Landkreise, Gemeinden und sonstigen Korperschaften, Anstalten und
Stiftungen des 6ffentlichen Rechts
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Anlage

Verwaltungsvereinbarung
iiber die Bildung einer Flussgebietsgemeinschaft Weser (FGG Weser)
in der Flussgebietseinheit Weser

Priambel

Die Richtlinie 2000/60/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 23. 10. 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (EG-
WRRL, Amtsblatt der Europédischen Gemeinschaften L 327/1
vom 22. 12. 2000) fordert von den Mitgliedstaaten eine fluss-
gebietsbezogene Bewirtschaftung der Gewdsser. Als Instru-
mente der Bewirtschaftung verlangt die Richtlinie, dass fiir
die festgelegten Flussgebietseinheiten Bewirtschaftungspldne
gnd Mafinahmenprogramme aufgestellt und koordiniert wer-

en.

Ausgehend von diesen Vorgaben verpflichtet § 1 b Abs. 2
WHG die Lander, zur Erreichung der in diesem Gesetz festge-
legten Bewirtschaftungsziele die Koordinierung der Bewirt-
schaftung zu regeln. Um der gesetzlichen Koordinierungsver-
pflichtung sachgerecht nachkommen zu konnen, miissen
nicht nur zahlreiche fachliche und datenméflige Vorgaben so-
wie Berichtsvorgaben, sondern auch Frist- und Verfahrens-
aspekte abgestimmt werden.

Die FGG Weser ist 2003 aus der bereits 1964 gegriindeten
Arbeitsgemeinschaft zur Reinhaltung der Weser (ARGE Weser)
hervorgegangen.

Die Richtlinie 2007/60/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 23. 10. 2007 tiber die Bewertung und das
Management von Hochwasserrisiken (EG-Hochwasserrisiko-
managementrichtlinie [EG-HWRM-RL], Amtsblatt der Euro-
pdischen Union L 288 S. 27) sieht dartiber hinaus sowohl eine
in den Flussgebietseinheiten koordinierte Umsetzung der An-
forderungen dieser Richtlinie als auch eine Koordinierung der
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Anwendungen dieser Richtlinie mit den Anwendungen der
Richtlinie 2000/60/EG vor und empfiehlt hierzu die Nutzung
der nach der EG-WRRL getroffenen Vereinbarungen. In die-
sem Rahmen wird die FGG Weser die Erstellung von Hoch-
wassergefahrenkarten, Hochwasserrisikokarten und Hoch-
wasserrisikomanagementpldnen koordinieren und mit den
Vorgaben der EG-WRRL-Umsetzung abstimmen, soweit dies
von der EG-FHWRM-RL gefordert wird.

Die Lander der FGG Weser schlieffen hierzu unter Bertick-
sichtigung dieser Vorgaben nachstehende Vereinbarung:

§1
Flussgebietsgemeinschaft Weser

(1) Zur Koordinierung der Bewirtschaftung der Weser nach
den Anforderungen der EG-WRRL und des Managements von
Hochwasserrisiken aufgrund der EG-HWRM-RL bzw. der
hierzu erlassenen nationalen Bestimmungen bilden die in der
Flussgebietseinheit Weser gelegenen Lénder, die Freie Hanse-
stadt Bremen, der Freistaat Bayern, das Land Hessen, das
Land Nordrhein-Westfalen, das Land Niedersachsen, das
Land Sachsen-Anhalt und der Freistaat Thiiringen (im Folgen-
den ,Linder” genannt) die Flussgebietsgemeinschaft Weser.

(2) Uber die Aufgaben nach Absatz 1 hinaus arbeiten die
Lander zur Durchfiihrung sonstiger wasserwirtschaftlicher
Aufgaben an der Weser im Sinne eines integrierten Flussge-
bietsmanagements zusammen.

(3) Die Entscheidungs-, Koordinierungs- und Abstim-
mungsaufgaben beziehen sich auf die Flussgebietseinheit We-
ser einschliefilich der von den Liandern nach Mafigabe nach
§ 1 b Absatz 3 WHG bzw. in Umsetzung des Artikels 3 Abs. 1
der EGFHWRM-RL zugeordneten Einzugsgebiete von oberirdi-
schen Gewdssern, Kiistengewédssern und Grundwasser.

§2
Grundsétze

(1) Die Lander beachten im Rahmen der Koordinierung und
Abstimmung folgende Grundsétze:

Durch die Koordinierung und Abstimmung der einzelnen
Aufgaben soll sichergestellt werden, dass in der Flussgebiets-
einheit Weser eine geeignete Bewirtschaftungs- und Mafinah-
menplanung stattfindet, um die in den wasserrechtlichen
Vorschriften festgelegten Bewirtschaftungsziele (Hinweis: z. Z.
§§ 25 a bis 25 d, 32 c und 33 a WHG) zu erreichen sowie einen
Rahmen fiir die Bewertung und das Management von Hoch-
wasserrisiken zu schaffen.

(2) Die Lander stellen sicher, dass die fiir die Koordinierung
erforderlichen landesspezifischen Daten, Unterlagen und
Auswertungen auf ihre Kosten rechtzeitig bereitgestellt wer-
den.

(3) Die Linder gewdhren sich fiir die nach dieser Vereinba-
rung entstehenden Kosten gegenseitig alle zuldssigen Ermafi-
gungen, die ihnen ihre Vorschriften ermoglichen.

§3
Organisation

(1) Die FGG Weser besteht aus den Organen Weser-Minis-
terkonferenz und Weserrat.

(2) Die Organe der FGG Weser fassen ihre Beschliisse ein-
stimmig. Jedes Land hat eine Stimme. Stimmenthaltung steht
der Einstimmigkeit nicht entgegen. Uber Angelegenheiten der
Geschiftsordnung kann mit der Mehrheit der Stimmen be-
schlossen werden.

(3) Die FGG Weser gibt sich eine Geschéftsordnung.

(4) Fur die Erledigung der laufenden Geschifte wird eine
Geschiiftsstelle eingerichtet.

(5) Die FGG Weser kann zur Erftillung ihrer Aufgaben Ar-
beitsgruppen bilden, die dem Weserrat unterstellt sind.

§4
Vorsitz

Der Vorsitz in der FGG Weser sowie der Weser-Minister-
konferenz und des Weserrates liegt jeweils fiir drei Jahre bei
einem Land, soweit die Weser-Ministerkonferenz nichts ande-
res bestimmt. Soweit nichts anderes beschlossen wird, wech-
selt der Vorsitz in fortlaufender alphabetischer Reihenfolge.
Der Freistaat Bayern und das Land Sachsen-Anhalt kénnen
auf die Ubernahme des Vorsitzes verzichten.
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§5
Weser-Ministerkonferenz

(1) Die Weser-Ministerkonferenz setzt sich aus den fir die
Wasserwirtschaft zustdndigen Ministerinnen/Ministern oder
Senatorinnen/Senatoren der Linder bzw. den von diesen be-
nannten Vertreterinnen/Vertretern zusammen.

(2) Die Weser-Ministerkonferenz beschliefst insbesondere
tber:

— die grundsitzlichen wasserwirtschaftlichen Zielsetzungen
und das Vorgehen zur Umsetzung der EG-WRRL sowie der
EG-HWRM-RL in der Flussgebietseinheit Weser,

— die Bewirtschaftungspldne und Mafinahmenprogramme
nach der EG-WRRL sowie die Hochwasserrisikomanage-
mentpldne nach der EG-HWRM-RL fur die FGG Weser,

— tber die Losung von Konflikten, tiber die der Weserrat kei-
ne Entscheidung treffen konnte,

— die Geschiftsordnung.

(3) Die Weser-Ministerkonferenz wird auf Antrag eines Ver-
tragspartners einberufen.

§6
Weserrat

(1) Der Weserrat setzt sich aus den fiir die Wasserwirtschaft
zustandigen Fachabteilungsleiterinnen/Fachabteilungsleitern
der Ministerien und Senatsverwaltungen der Vertragspartner
bzw. den von diesen benannten Vertreterinnen/Vertretern zu-
sammen.

(2) Der Weserrat beschlief3t insbesondere:

— allgemeine Vorgaben zur Umsetzung der EG-WRRL und
der EGFHWRM-RL in der Flussgebietseinheit Weser,

— die Koordinierung der Information und Anhérung der Offent-
lichkeit nach Artikel 14 EG-WRRL sowie nach Artikel 9
EG-HWRM-RL,

— die nach Artikel 15 EG-WRRL und Artikel 15 EG-HWRM-RL
erforderlichen Berichte und Unterlagen sowie tiber die
Entwiirfe der Bewirtschaftungspldne einschl. der Mafinah-
menprogramme und der Hochwasserrisikomanagement-
pléne. Die Entwirfe werden an die Ministerkonferenz zur
endgiiltigen Beschlussfassung tibermittelt,

— die Zeitpldne zur Umsetzung der EG-WRRL und der
EG-HWRM-RL sowie tiber die Arbeitspldne der Geschifts-
stelle und bt damit die Kontrollfunktion tber die Ge-
schéftsstelle aus,

— Abstimmungen zur administrativen Umsetzung der EG-WRRL
und der EG-HWRM-RL innerhalb der beteiligten Lander,

— den Haushaltsplanentwurf einschl. Stellenplan der Ge-
schiftsstelle sowie die personelle Besetzung der Geschéfts-
stelle,

— die Einrichtung und Besetzung von Arbeitsgruppen und
die ihnen zugewiesenen Aufgaben,

— sonstige wasserwirtschaftliche Planungen fiir die Weser
nach § 1 Abs. 2,

— die Programme tber den quantitativen und qualitativen
Messdienst an der Weser, soweit nicht durch die Bewirt-
schaftungsplanung umfasst.

§7
Arbeitsgruppen

Arbeitsgruppen unterstiitzen und beraten den Weserrat zu
speziellen fachlichen Gesichtspunkten bei der Umsetzung der
EG-WRRL und der EG-FHWRM-RL.

§8
Geschiftsstelle

(1) Zur Erledigung der mit der Koordinierung und Abstim-
mung verbundenen Aufgaben richten die Linder eine Ge-
schiftsstelle Weser ein, derzeitiger Sitz im Niedersdchsischen
Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz
(NLWKN) — Betriebsstelle Hannover/Hildesheim. Dienstherr
ist das Land Niedersachsen.

(2) Die Geschiftsstelle ist insbesondere fiir folgende Aufga-
ben zustidndig:
— die Mitwirkung bei der Koordinierung der Umsetzung der
EG-WRRL und der EG-HWRM-RL,
— die Zusammenstellung der Entwiirfe des Bewirtschaf-

tungsplanes bzw. der Maflnahmenprogramme sowie der
sonstigen erforderlichen Berichte nach der EG-WRRL und
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der Zusammenstellung von Unterlagen und Berichten
nach der EGFHWRM-RL fur die Flussgebietseinheit Weser
sowie die Aufstellung dartiber hinaus notwendiger wasser-
wirtschaftlicher Planungen,

— das Aufstellen von Zeit- und Arbeitspldnen und der Erlos-
und Kostenplanung zum Haushaltsplanentwurf, Con-
trolling der Aufgabenumsetzung und Wahrnehmung der
Berichtspflichten gegeniiber dem Weserrat,

— geschaftsméfliige Unterstiitzung aller Organe und Arbeits-
gruppen der FGG Weser und Erarbeiten von Vorgaben,
Sachstidnden, Stellungnahmen auf Anforderung der Organe,

— Erarbeitung von Entwirfen zur Abstimmung methodi-
scher Vorgaben,

— das Erarbeiten von Grundlagen fiir sonstige wasserwirt-
schaftliche Planungen nach § 1 Abs. 2,

— das Erarbeiten von Programmen fiir den quantitativen und
qualitativen Messdienst der Flussgebietseinheit Weser ein-
schliefilich ihrer Quellfliisse, soweit nicht durch die Be-
wirtschaftungsplanung umfasst,

— Titigkeiten im Rahmen der Information der Offentlichkeit,

— das Archivieren und Auswerten aller Daten und Untersu-
chungen zur Flussgebietseinheit Weser in dem fiir die Ko-
ordinierung und Zusammenfassung erforderlichen Um-
fang.

(3) Die Vertragspartner unterstiitzen die Geschiftsstelle bei
der Erfiillung ihrer Aufgaben.

§9
Unterrichtung tiber wasserwirtschaftliche Mafinahmen
und Entscheidungen

Im Rahmen der FGG Weser unterrichten die fiir die Wasser-
wirtschaft und das Wasserrecht zustdndigen obersten Landes-
behorden der Lander die FGG Weser rechtzeitig tiber was-
serwirtschaftlich bedeutsame, den Giitezustand der Weser be-
einflussende MafSnahmen und wasserrechtliche Entscheidun-
gen, insbesondere zur Reinhaltung der Weser sowie zum
Hochwasserrisikomanagement.

§10
Finanzierung

(1) Die Einrichtungskosten sowie die laufenden Personal-
und Sachkosten fiir die Geschiftsstelle tragen die Freie Hanse-
stadt Bremen, das Land Hessen, das Land Nordrhein-Westfa-
len, das Land Niedersachsen und der Freistaat Thiiringen zu
je einem Fiinftel. Aufgrund des sehr geringen Fldchenanteils
an der Flussgebietseinheit Weser am Auflenrand des Einzugs-
gebietes ohne Einfluss auf den okologischen Zustand der We-
ser und ohne nennenswerten Beitrag zur Hochwasserent-
stehung im Einzugsgebiet werden der Freistaat Bayern und
das Land Sachsen-Anhalt von einer anteiligen Finanzierung
freigestellt.

(2) Der Kostennachweis wird derzeit beim NLWKN gefiihrt.
Fir die Haushalts- und Wirtschaftsfithrung und die Rech-
nungspriifung finden die entsprechenden Vorschriften fiir die
niedersidchsische Landesverwaltung Anwendung. Rechnungs-
prifungsberichte sind den Mitgliedern der FGG zuzuleiten.

§11
Uberfithrung

Mit Inkrafttreten dieser Vereinbarung wird die Verwal-
tungsvereinbarung tiber die Bildung der FGG Weser in der
Flussgebietseinheit Weser zwischen dem Freistaat Bayern, der
Freien Hansestadt Bremen, dem Land Hessen, dem Land Nie-
dersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Sach-
sen-Anhalt und dem Land Thiiringen vom 7. 7./22. 7. 2003
aufgehoben.

§12
Geltungsdauer, Kiindigung
(1) Diese Vereinbarung gilt fiir unbestimmte Zeit.

(2) Die Vereinbarung kann von jedem Land durch schriftli-
che Erkldrung zum Ende des Kalenderjahres mit einer Frist
von funf Jahren gekiindigt werden. Die Kiindigung ist erst-
mals zuldssig zum 31. 12. 2015.

§13
Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt mit der letzten Unterzeichnung in
Kraft.

Landesamt fiir Geoinformation
und Landentwicklung Niedersachsen

Feststellung gemif} § 6 NUVPG
(Vereinfachte Flurbereinigung Bierde,
Landkreis Soltau-Fallingbostel)

Bek. d. LGLN v. 15. 3. 2011
— GB 3-33-611-2493-Bierde —

Die Regionaldirektion Verden des LGLN hat dem Geschifts-
bereich 3 des LGLN die Neugestaltungsgrundsétze nach § 38
FlurbG fiir das vereinfachte Flurbereinigungsverfahren Bier-
de, Landkreis Soltau-Fallingbostel vorgelegt. Aus diesen Neu-
gestaltungsgrundsétzen ist der Wege- und Gewdsserplan mit
landschaftspflegerischem Begleitplan nach § 41 FlurbG zu
entwickeln, auf dessen Grundlage der Ausbau der gemein-
schaftlichen und offentlichen Anlagen erfolgt.

Auf der Grundlage dieser Neugestaltungsgrundsitze ist ge-
méf § 6 NUVPG nach einer allgemeinen Vorpriifung des Ein-
zelfalles gemdf § 5 NUVPG festzustellen, ob fiir das Vorhaben
— Bau der gemeinschaftlichen und 6ffentlichen Anlagen i. S.
des FlurbG — eine Umweltvertrdglichkeitspriifung durchzu-
fithren ist.

Diese allgemeine Vorpriifung hat fir das vereinfachte Flur-
bereinigungsverfahren Bierde ergeben, dass von dem Vorha-
ben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu
erwarten sind.

Gemaifl § 6 NUVPG wird hiermit festgestellt, dass fur das
Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchfithrung einer Um-
weltvertraglichkeitsprifung besteht.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 237

Landesbetrieb fiir Statistik und
Kommunikationstechnologie Niedersachsen

Kommunale Doppik in Niedersachsen
Bek. d. LSKN v. 8. 3. 2011 — 333-19718 —

Fiir das Haushaltsjahr 2012 werden der verbindliche Konten-
rahmen fir Niedersachsen, die verbindlichen Zuordnungsvor-
schriften zum Kontenrahmen in Niedersachsen, die Ubersicht
iiber die Bereichsabgrenzung zum Kontenrahmen in Nieder-
sachsen, die Zuordnungsvorschriften zur Bereichsabgrenzung
in Niedersachsen und der verbindliche Produktrahmen in
Niedersachsen mit den verbindlichen Zuordnungsvorschrif-
ten in gednderter Form bekannt gemacht. Die Anderungen im
Einzelnen sind in der Datei

,,Anderungsbekanntmachung vom 8. 3. 2011“
nachzulesen. Diese Datei und die geédnderten Dateien mit den
Bezeichnungen
a) ,,Verbindlicher Kontenrahmen fiir Niedersachsen

b) ,Verbindliche Zuordnungsvorschriften zum Kontenrahmen
in Niedersachsen®

c) ,Ubersicht iiber die Bereichsabgrenzung zum Kontenrah-
men in Niedersachsen”

d) ,Zuordnungsvorschriften zur Bereichsabgrenzung in Nie-
dersachsen”

e) ,Verbindlicher Produktrahmen in Niedersachsen und ver-
bindliche Zuordnungsvorschriften zum Produktrahmen®

stehen als Excel-Dokumente und alternativ im PDF-Format auf
der Internetseite des LSKN zur Verfiigung und kénnen unter

http://www.lskn.niedersachsen.de/live/live.php

uber die Rubrik , Kommunale Haushaltssystematik und Doppik
in Niedersachsen“ unter Nummer 3 ,,Umstellung von der Ka-
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meralistik auf die Doppik in Niedersachsen“ in Buchstabe c
,Bekanntmachungen des LSKN“ bei ,Verbindlich fiir das
Haushaltsjahr 2012 anzuwendende Vorschriften“ herunterge-
laden werden.

Kommunen ohne Zugriff auf das Internet konnen die Dateien
beim
Landesbetrieb fiir Statistik und Kommunikationstechnologie
Niedersachsen,
Fachgebiet 333 — Staats- und Kommunalfinanzen —,
Gottinger Chaussee 76,
30453 Hannover,
Tel. 0511 9898-3242,

anfordern.

An die
Region Hannover, Landkreise, Gemeinden, Samtgemeinden und Zweck-
verbdnde

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 237

Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

) Vorlaufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes der Hunte
im Landkreis Osnabriick

Bek. d. NLWKN v. 23. 3. 2011 — 62023/260/11 —

Der NLWKN hat den Bereich des Landkreises Osnabriick,
der von einem hundertjahrlichen Hochwasser der Hunte tiber-
schwemmt wird, ermittelt und in Arbeitskarten dargestellt.
Die Arbeitskarten werden hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Das Uberschwemmungsgebiet gilt ab dem Tag nach dieser
Bek. nach § 115 Abs. 5 NWG vom 19. 2. 2010 (Nds. GVBL. S. 64),
zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. 12. 2010
(Nds. GVBL. S. 631), bis zur Festsetzung durch die zustdndige
untere Wasserbehorde nach § 115 Abs. 2 NWG als festgesetzt.
Das Uberschwemmungsgebiet ist nach § 78 WHG freizuhalten;
es bestehen besondere Verbote und Genehmigungsvorbehalte
nach § 78 Abs. 6 WHG.

Das Uberschwemmungsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet
der Gemeinde Bad Essen und ist in der mitveroffentlichten
Ubersichtskarte (Anlage) im Mafstab 1 : 15 000 (TK 25 Blatt-
Nummer 3616, 3716) dargestellt. Die Arbeitskarten im Maf3-
stab 1 : 5 000 (Blatter 1 bis 3) werden beim

Landkreis Osnabriick,
Am Scholerberg 1,
49082 Osnabrtick,

aufbewahrt und kénnen ab dem Tag nach dieser Bek. wih-
rend der Dienststunden dort kostenlos eingesehen werden. In
den Arbeitskarten ist die Grenze des nach § 115 Abs. 5 NWG
vorldufig gesicherten Uberschwemmungsgebietes mit einer
roten Linie gekennzeichnet; das vom NLWKN ermittelte Uber-
schwemmungsgebiet selbst ist blau dargestellt.
Hinweis:

Die Karten sind auflerdem auf der Internetseite des NLWKN
eingestellt unter: www.nlwkn.niedersachsen.de/Hochwasser-
& Kiistenschutz/Hochwasserschutz/Uberschwemmungsgebiete/
zu den Uberschwemmungsgebietskarten.

— Nds. MBL. Nr. 12/2011 S. 238

Die Anlage ist auf den Seiten 240/241
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.
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Staatliches Fischereiamt Bremerhaven

Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken
(Muschelfischereibetrieb Conradi GmbH, Krummhorn)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven
v.9.3.2011 — 65438-4-2-14 —

Auf Antrag der Conradi GmbH, c/o Poppinga & Stomberg,
Jannes-Ohling-Strafle 8, 26736 Krummhorn, ist aufgrund des
§ 17 Abs. 2 Nds. FischG vom 1. 2. 1978 (Nds. GVBL. S. 81, 375)
in der derzeit geltenden Fassung die Unterschutzstellung der
nachfolgend genannten Fliche als Miesmuschelkulturfliche
genehmigt worden.

Diese Flache wird hiermit gemafl § 17 Abs. 3 Nds. FischG
zum Muschelkulturbezirk erklart.

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 WaStrG durch das
Land Niedersachsen tibertragen worden. Eine Befischung darf
nur durch den o. g. Fischereibetrieb oder seinen Beauftragten
erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturflache:

»Kaiserbalje Conradi“ (K JAD 023).

Geografische Lage auf der Grundlage von WGS 84:
53° 38,320'N / 008° 09,450'E
53° 38,543'N/ 008° 09,195'E
53° 38,561'N / 008° 09,280'E

. 53° 38,337'N/008° 09,537'E.

Die Grofle der Kulturfldche betrégt ca. 4,82 ha.

Die Unterschutzstellung dieser Kulturfliche beginnt am
9. 3. 2011 und endet am 8. 3. 2021.

Widerrufsvorbehalt:

Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechtsmit-
tel innerhalb eines Monats nach Veréffentlichung im Nds. MBI.
eingelegt und als begriindet angesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg,
schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder
des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle einzulegen.

B W N =
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Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken
(Muschelfischereibetrieb Conradi GmbH, Krummhorn)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven
v.9.3.2011 — 65438-4-2-15 —

Auf Antrag der Conradi GmbH, c/o Poppinga & Stomberg,
Jannes-Ohling-Strafle 8, 26736 Krummhorn, ist aufgrund des
§ 17 Abs. 2 Nds. FischG vom 1. 2. 1978 (Nds. GVBL. S. 81, 375)
in der derzeit geltenden Fassung die Unterschutzstellung der
nachfolgend genannten Fliche als Miesmuschelkulturfliche
genehmigt worden.

Diese Flache wird hiermit gemafl § 17 Abs. 3 Nds. FischG
zum Muschelkulturbezirk erklért.

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 WaStrG durch das
Land Niedersachsen tibertragen worden. Eine Befischung darf
nur durch den o. g. Fischereibetrieb oder seinen Beauftragten
erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturfldche:

»Jappensand Conradi I1 (K JAD 024).
Geografische Lage auf der Grundlage von WGS 84:
53° 29,869'N / 008° 13,095'E
53° 29,840'N / 008° 12,975'E
53° 30,310'N / 008° 12,545'E
53° 30,340'N / 008° 12,659'E.
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Die Grofie der Kulturfldache betragt ca. 13,83 ha.

Die Unterschutzstellung dieser Kulturfliche beginnt am
9. 3. 2011 und endet am 8. 3. 2021.

Widerrufsvorbehalt:
Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechtsmit-
tel innerhalb eines Monats nach Veréffentlichung im Nds. MBL.
eingelegt und als begriindet angesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg,
schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder
des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle einzulegen.

— Nds. MBI. Nr. 12/2011 S. 238

Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken
(Muschelfischereibetrieb Conradi GmbH, Krummhorn)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven
v.9.3.2011 — 65438-4-2-16 —

Auf Antrag der Conradi GmbH, c/o Poppinga & Stomberg,
Jannes-Ohling-Strafle 8, 26736 Krummhorn, ist aufgrund des
§ 17 Abs. 2 Nds. FischG vom 1. 2. 1978 (Nds. GVBL. S. 81, 375)
in der derzeit geltenden Fassung die Unterschutzstellung der
nachfolgend genannten Flache als Miesmuschelkulturfldche
genehmigt worden.

Diese Flache wird hiermit gemédfl § 17 Abs. 3 Nds. FischG
zum Muschelkulturbezirk erklart.

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 WaStrG durch das
Land Niedersachsen iibertragen worden. Eine Befischung darf
nur durch den o. g. Fischereibetrieb oder seinen Beauftragten
erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturfldche:

,Jappensand Conradi III“ (K JAD 025).

Geografische Lage auf der Grundlage von WGS 84:
1. 53° 29,989'N/008° 13,684'E
2. 53° 29,888'N/008° 13,262'E
3. 53°29,938'N/008° 13,224'E
4. 53° 30,038'N/008° 13,647'E.

Die Grofle der Kulturfldche betrégt ca. 5,03 ha.

Die Unterschutzstellung dieser Kulturfliche beginnt am
9. 3.2011 und endet am 8. 3. 2021.

Widerrufsvorbehalt:

Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechtsmit-
tel innerhalb eines Monats nach Veréffentlichung im Nds. MBI.
eingelegt und als begriindet angesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg,
schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder
des Urkundsbeamten der Geschiiftsstelle einzulegen.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 239

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Norddeutsche Naturstein GmbH, Flechtingen)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 8. 3. 2011 — G/10/045 —
Die Firma Norddeutsche Naturstein GmbH, Altenhduser

Strale 41, 39345 Flechtil}gen, hat mit Schreiben vom 1. 11.
2010 die Erteilung einer Anderungsgenehmigung geméafl § 16

Abs. 2 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBI. I S. 3830), zu-
letzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. 11. 2010
(BGBL. I S. 1728), fiir die Errichtung und den Betrieb einer
Entstaubungsanlage in der Aufbereitungsanlage im Harzbur-
ger Gabbro-Steinbruch beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 2.1.2 der Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 24. 2.
2010 (BGBI. I S. 94), gedndert durch Artikel 11 des Gesetzes
vom 11. 8. 2010 (BGBI. I S. 1163), durch eine allgemeine Vor-
prifung des Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte
Vorhaben die Durchfithrung einer Umweltvertrédglichkeits-
prifung erforderlich ist.

Diese Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertrig-
lichkeitsprifung fiir das o. g. Verfahren nicht erforderlich ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbstdndig anfechtbar ist.

— Nds. MBI. Nr. 12/2011 S. 239

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Bioenergie Ambergau GmbH & Co. KG, Bockenem)

Bek. d. GAA Hildesheim v. 10. 3. 2011
— HI-11-001-01-11.5 —

Das Unternehmen Bioenergie Ambergau GmbH & Co. KG,
Jagerhausstrafe 14, 31167 Bockenem, hat mit Schreiben vom
30. 1. 2011 die Erteilung einer Genehmigung gemif} den §§ 4
und 19 BImSchG in der derzeit geltenden Fassung fiir die Er-
richtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage
zur Erzeugung von Strom fiir den Einsatz von Biogas (Biogas-
anlage) mit einer Feuerungswarmeleistung von ca. 1,882 MW
am Standort 31167 Bockenem, Gemarkung Bockenem, Flur 2,
Flurstiicke 39, 40 und 41, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitsprifung erforderlich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstidndig anfechtbar.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 239

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Astrium GmbH, Faflberg)

Bek. d. GAA Liineburg v. 14. 3. 2011
— 4.1-L.G000026011 —

Die Astrium GmbH, Eugen-Sédnger-Strafle 50, 29328 Fafi-
berg, hat mit Schreiben vom 25. 8. 2010 die Erteilung einer
Genehmigung geméfs § 16 BImSchG in der derzeit geltenden
Fassung fir die Anderung einer Anlage zur Gasgeneratoren-
fertigung am Standort in 29328 Faflberg, Gemarkung Faf-
berg, Flur 6, Flurstiick 3/1, beantragt.

Gegenstand der wesentlichen Anderung ist die Erweiterung
der Gasgeneratorenfertigung.
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Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaft § 3 ¢
i. V.m. Nummer 10.1 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfithrung
einer Umweltvertrdglichkeitspriifung erforderlich ist.

Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertréglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 239

Feststellung gemiaf} § 3 a UVPG
(APB Bioenergie GmbH & Co. KG, Wenzendorf)

Bek. d. GAA Liineburg v. 14. 3. 2011
— 4.1 LG000039072-11 —

Die APB Bioenergie GmbH & Co. KG, Lindenstrafie 7,
21279 Wenzendorf, hat mit Schreiben vom 31. 1. 2011 die Er-
teilung einer Genehmigung geméf den §§ 4 und 19 BImSchG
in der derzeit geltenden Fassung fiir die Errichtung und den
Betrieb einer Anlage zur Verbrennung von Biogas zum Zweck
der Stromerzeugung und Wéarmenutzung (Biogasanlage) mit
einer Feuerungswarmeleistung von 1,3 MW auf dem Betriebs-
grundstiick in 21279 Wenzendorf, Dangerser Weg, Gemar-
kung Wenzendorf, Flur 1, Flurstiick 100, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitsprifung erforderlich ist.

Diese Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertrég-
lichkeitspriifung fiir das o. g. Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBL. Nr. 12/2011 S. 242

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabriick

Feststellung gemiaf} § 3 a UVPG
(Vergasungsanlage Herhof Recyclingcenter
Osnabriick GmbH)

Bek. d. GAA Osnabriick v. 14. 3. 2011
— 10-016-01/Sch —

Die Firma Herhof Recyclingcenter Osnabriick GmbH, Fiirs-
tenauer Weg 73, 49090 Osnabriick, hat mit Antrag vom 9. 7.
2010, vollstindig seit dem 19. 11. 2010, geméf den §§ 4, 8
und 19 BImSchG in der derzeit geltenden Fassung die erste
Teilgenehmigung zur Errichtung einer Anlage zur Vergasung
nicht gefdhrlicher Abfille mit einem Abfalleinsatz bis zu
1 200 kg/h beantragt. Standort der Anlage ist das Grundstiick
in Osnabriick, Gemarkung Haste, Flur 2, Flurstiick 42/79.

Das Vorhaben ist eine genehmigungsbediirftige Anlage, die
in Nummer 8.1.3 Anlage 1 UVPG in der derzeit geltenden Fas-
sung genannt ist. Geméfl § 3 ¢ Abs. 1 UVPG ist eine allgemei-
ne Vorprifung fiir das Vorhaben erforderlich. Nach der
Vorprifung der entscheidungserheblichen Daten und Unter-
lagen wird hiermit fiir das Vorhaben , Vergasungsanlage fiir
nicht gefdhrliche Abfélle” gemafd § 3 a UVPG festgestellt, dass
eine Umweltvertrdglichkeitsprifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist geméafl § 3 a UVPG nicht selbstdndig
anfechtbar.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 242

242

Berichtigung

Berichtigung
des RdErl. Wohnraumférderprogramm 2010

Nummer 2 des RdErl. des MS vom 7. 2. 2011 (Nds. MBI.
S. 187) — VORIS 23400 — wird wie folgt berichtigt:

In der neuen Nummer 5.2 Sitze 1 und 3 wird jeweils die An-
gabe ,,2,5 v. H.“ durch die Angabe ,,2,0 v. H.“ ersetzt.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 242

Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

Leitsatz
zum Beschluss des Ersten Senats vom 11. 1. 2011
— 1 BvR 3588/08 —
— 1 BvR 555/09 —

Die Kiirzung des Zugangsfaktors bei Renten wegen Erwerbs-
minderung nach § 77 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB VI in der ab dem
1. Januar 2001 geltenden Fassung des Gesetzes zur Reform
der Renten wegen verminderter Erwerbsfahigkeit vom 20. De-
zember 2000 (BGBL. I S. 1827) ist mit dem Grundgesetz ver-
einbar, auch wenn der Rentenbezug vor der Vollendung des
60. Lebensjahres beginnt.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 242

Leitsatz
zum Beschluss des Ersten Senats vom 25. 1. 2011
— 1BvR 918/10 —

Die zur Auslegung des § 1578 Abs. 1 Satz 1 BGB entwickel-
te Rechtsprechung zu den ,wandelbaren ehelichen Lebens-
verhéltnissen“ unter Anwendung der Berechnungsmethode
der sogenannten Dreiteilung 16st sich von dem Konzept des
Gesetzgebers zur Berechnung des nachehelichen Unterhalts
und ersetzt es durch ein eigenes Modell. Mit diesem System-
wechsel iiberschreitet sie die Grenzen richterlicher Rechts-
fortbildung und verletzt Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit
dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG).

— Nds. MBL. Nr. 12/2011 S. 242

Leitsatz
zum Beschluss des Ersten Senats vom 25. 1. 2011
— 1BvR 1741/09 —

Zum Erfordernis der Wahrung von Arbeitnehmerrechten beim
gesetzlich vollzogenen Arbeitgeberwechsel im Rahmen einer
Privatisierung (Universitdtsklinikum Gieflen und Marburg).

— Nds. MBL. Nr. 12/2011 S. 242

Leitsdtze
zum Urteil des Ersten Senats vom 22. 2. 2011
— 1 BvR 699/06 —

1. Von der offentlichen Hand beherrschte gemischtwirt-
schaftliche Unternehmen in Privatrechtsform unterliegen
ebenso wie im Alleineigentum des Staates stehende offent-
liche Unternehmen, die in den Formen des Privatrechts or-
ganisiert sind, einer unmittelbaren Grundrechtsbindung.

2. Die besondere Storanfilligkeit eines Flughafens rechtfer-
tigt nach Maf3gabe der Verhiltnisméafigkeit weitergehende
Einschrankungen der Versammlungsfreiheit als sie im 6f-
fentlichen Straflenraum zuléssig sind.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 242
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Stellenausschreibung

Die Samtgemeinde Hankensbiittel besetzt zum néchstmaog-
lichen Zeitpunkt die Stelle

einer Fachbereichsleitung.

Damit verbunden ist die Ubernahme der allgemeinen Ver-
tretung des Samtgemeindebiirgermeisters.

Wir erwarten u. a. folgende Voraussetzungen:

— mindestens die Befidhigung fiir die Laufbahn der Lauf-
bahngruppe 2, erstes Einstiegsamt (ehemals gehobener all-
gemeiner Verwaltungsdienst), oder eine vergleichbare
Qualifikation,

— hohe fachliche und soziale Kompetenz,

— mehrjdhrige Verwaltungs- und méglichst auch Leitungser-
fahrung.

Die Besoldung erfolgt nach BesGr. A 13. Daneben wird eine
Aufwandsentschddigung nach den landesrechtlichen Bestim-
mungen gezahlt.

Die vollstindige Stellenanzeige kénnen Sie dem Internet-
auftritt der Samtgemeinde Hankensbiittel unter www.han-
kensbuettel.de entnehmen. Thre Bewerbung mit den tiblichen
Bewerbungsunterlagen richten Sie bitte bis zum 2. 5. 2011 an
die Samtgemeinde Hankensbiittel, Samtgemeindebiirgermeis-
ter Andreas Taebel, Bewerbung Fachbereichsleitung, Goethe-
strae 2, 29386 Hankensbiittel.
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Neuerscheinungen

Schiwy, Strahlenschutzvorsorgegesetz, 108. Erganzungslieferung, Stand:
1.11.2010. >R>S> Sachbuch GmbH, Am Feld 4, 01257 Dresden.
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ZTR — Zeitschrift fiir Tarifrecht, Tarif-, Arbeits- und Sozial-
recht des 6ffentlichen Dienstes. Die ZTR erscheint monatlich.
Jahresabonnement: 182,— EUR einschlie8lich Versandkosten.
Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm GmbH, Hultschiner Straf3e 8,
81677 Minchen.

Heft Nr. 2/2011 enthalt u. a. folgende Beitrdge:

Bockmann-Beeker/Herick, Das Eingruppierungsrecht des 6ffentlichen
Dienstes unvereinbar mit dem Bologna-Prozess?

Lorenz-Schmidt, Die Eingruppierung folgt der Arbeitsorganisation
Lowisch, Arbeitsrechtliche Fragen der Rente mit 67.
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Breier/Dassau/Faber, TVoD, Eingruppierung in der Praxis, Kommen-
tar. 3. Erganzungslieferung, Stand: Januar 2011, 62,95 EUR. Verlagsgrup-
pe Hiithig Jehle Rehm GmbH, Hultschiner Strafie 8, 81677 Miinchen.

— Nds. MBI Nr. 12/2011 S. 243

Breier/Dassau/Kiefer, TVoD-Kommentar, Tarif- und Arbeitsrecht im
offentlichen Dienst, Kommentar, 43. Aktualisierung, Stand: Februar
2011, Loseblattwerk, Ordner, 101,95 EUR. Verlagsgruppe Hiithig Jehle
Rehm GmbH, Hultschiner Strafle 8, 81677 Miinchen.

— Nds. MBI. Nr. 12/2011 S. 243

Herausgegeben von der Niedersédchsischen Staatskanzlei

Verlag und Druck: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf, in der Regel wochentlich. Laufender Bezug
und Einzelstiicke kénnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 130,40 €, einschlieflich 8,53 € Mehrwertsteuer und 12,80 €
Portokostenanteil. Bezugskiindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 16 Seiten 1,55 €.
ISSN 0341-3500. Abonnementservice: Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,55 € einschlieflich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

243



Wenn es einmal schnell
gehen muss...

www.rechtsvorschriften-niedersachsen.de

Niedersachsisches
Gesetz- und Verordnungsblatt
und
Niedersachsisches Ministerialblatt
als

Download-Version flir 5 €

je Einzeldokument

Kostenlose Suchfunktion méglich

schllitersche

Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG



	Inhalt MBl. Nr. 12 vom 23.03.2011
	A. Staatskanzlei
	Vertretung des Landes Niedersachsen

	B. Ministerium für Inneres und Sport
	Übersicht über Daten der Haushaltswirtschaft für Kommunen; Neues Kommunales Rechnungswesen (NKR)
	Anerkennung der Horst-Gebers-Stiftung

	C. Finanzministerium
	Religionsgemeinschaften, für die eine Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben wird
	Kirchensteuerabzug vom Arbeitslohn

	H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung
	Erlaubnis zum Betrieb von Örtlichkeiten zur Vermittlung von Pferdewetten

	K. Ministerium für Umwelt und Klimaschutz
	Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie und der EG-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie; Flussgebietsgemeinschaft Weser

	Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen
	Feststellung gemäß § 6 NUVPG (Vereinfachte Flurbereinigung Bierde, Landkreis Soltau-Fallingbostel)

	Landesbetrieb für Statistik und Kommunikationstechnologie Niedersachsen
	Kommunale Doppik in Niedersachsen

	Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
	Vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebietes der Hunte im Landkreis Osnabrück

	Staatliches Fischereiamt Bremerhaven
	Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken (Muschelfischereibetrieb Conradi GmbH, Krummhörn)
	Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken (Muschelfischereibetrieb Conradi GmbH, Krummhörn)
	Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken (Muschelfischereibetrieb Conradi GmbH, Krummhörn)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Norddeutsche Naturstein GmbH, Flechtingen)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Bioenergie Ambergau GmbH & Co. KG, Bockenem)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Astrium GmbH, Faßberg)
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (APB Bioenergie GmbH & Co. KG, Wenzendorf)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Vergasungsanlage Herhof Recyclingcenter Osnabrück GmbH)

	Berichtigung
	Berichtigung des RdErl. Wohnraumförderprogramm 2010

	Rechtsprechung
	Bundesverfassungsgericht

	Stellenausschreibung
	Neuerscheinungen




